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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Paul Wengert, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, 
Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl SPD 

Kooperationsvereinbarung gegen Einbruchskriminalität 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt die Kooperationsvereinbarung zwischen dem 
Freistaat Bayern und dem Land Baden-Württemberg zur Bekämpfung 
der Einbruchkriminalität, die am 24. Juli 2015 unterzeichnet wurde. 
Die Kooperationsvereinbarung ist ein starkes Zeichen der beiden 
Länder zur gemeinsamen Bekämpfung der mobilen, international 
agierenden Einbrecherbanden.  

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die positiven Erfahrungen mit 
der Prognosesoftware mit unserem Nachbarland auszutauschen so-
wie auch baden-württembergische positive Erfahrungen mit verschie-
denen Präventionsprojekten aufzunehmen.  

Daneben soll dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicher-
heit und Sport zeitnah über diese Kooperationsvereinbarung und de-
ren Umsetzung berichtet werden. 

 

 

Begründung: 

In Zeiten international agierender Verbrecherbanden ist eine Zusam-
menarbeit von Länderpolizeien erforderlich. Wie Baden-Württembergs 
Innenminister Gall zutreffend formulierte, ist jeder Wohnungseinbruch 
ein Eindringen in den höchstpersönlichen Lebensbereich mit einer 
großen Belastung für das jeweilige Opfer. Um diesem Unwesen eine 
entsprechende Antwort entgegenzusetzen, ist die vereinbarte Zu-
sammenarbeit das richtige Zeichen. 

Die Testläufe der Prognosesoftware „Precobs“ haben im Freistaat 
schon zu einem Rückgang der Fallzahlen sowie zu einer hohen Ak-
zeptanz bei den Einsatzkräften geführt, wie Innenminister Herrmann 
am 24. Juni 2015 im Innenausschuss auf den Antrag der SPD-
Fraktion (Drs. 17/5123) berichtete. Da von diesen Erfahrungen auch 
das Nachbarland Baden-Württemberg profitieren kann, sollen diese 
auch im Rahmen der Kooperationsvereinbarung ausgetauscht wer-
den. Selbiges gilt auch für die positiven Erfahrungen aus dem Nach-
barland mit Präventionsprojekten. Dem zuständigen Landtagsaus-
schuss ist zeitnah über die Vereinbarung und deren Umsetzung zu 
berichten.  

 


